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Flug Stornierung E-Mail Option Erstattung Flugpreis Button
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Leitsätze:

§312j Abs. 3 BGB ist auf standardisierte E-Mails, in denen der
Unternehmer dem Verbraucher die Vertragsbeendigung per
Auswahl-Button ermöglicht, anlaog anwendbar.

Schlagworte:

Normen:

 
Tenor:

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 4.112,65 EUR nebst
Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen
Basiszinssatz seit dem 20.04.2022 zu zahlen.

Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte.

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 Prozent
des jeweils zu vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar.

 
Tatbestand:

Der Kläger macht Schadensersatzansprüche gegen die Beklagte aus einem
Luftbeförderungsvertrag geltend.

Der Kläger buchte bei der Beklagten unter der Buchungsnummer XXXXXX einen Hinflug von
Nürnberg über Zürich nach Miami für den 16. August 2022 und einen entsprechenden
Rückflug für den 7. September 2022. Hierbei handelte es sich um eine Familienreise. Den
Gesamtpreis in Höhe von 4.006,70 EUR zahlte der Kläger an die Beklagte. Der Tarif sah
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keine vollständige Erstattung des Flugpreises im Stornierungsfall vor.

Mit E-Mail vom 14. Januar 2022 informierte die Beklagte den Kläger über eine
Flugzeitenänderung des ersten Teilstreckenfluges von Nürnberg nach Zürich; der Abflug
wurde von 9:25 Uhr lokal auf 11:00 Uhr lokal verschoben. Die Beklagte teilte mit, es
bestünden drei Optionen für den Kläger: Er könne die geänderte Buchung akzeptieren, die
Reise auf einen späteren Zeitpunkt verschieben oder eine Erstattung anfordern. Die Auswahl
sollte bis zum 28. Februar 2022 erfolgen. Hinsichtlich der Option 3 wurde wie folgt formuliert:

„Wenn Ihr Flug gestrichen wurde oder der geänderte Reiseplan um mehr als zwei Stunden
von der ursprünglichen Abflugs- oder Ankunftszeit abweicht, haben Sie das Recht auf eine
Erstattung des Ticketpreises. Bitte wählen Sie diese Option aus, wenn Sie die gesamte
Reise stornieren und eine Erstattung Ihres Ticketpreises anfordern möchten.“

Die Optionen wurden in der E-Mail zudem als blau unterlegte Buttons angezeigt, denen der
jeweilige Erklärungstext vorangestellt war. Der Button, welcher der Option 3 zugeordnet war,
enthielt den Text: „Ich möchte eine Erstattung anfordern“. Wegen der Einzelheiten wird auf
die E-Mail der Beklagten (Bl. 5 d.A.) Bezug genommen.

Der Kläger klickte am 19. Januar 2022 die Option „Ich möchte eine Erstattung anfordern“ an.
Benachrichtigungen der Beklagten erfolgten nicht. Weder erfolgte beim Anklicken der Option
3 eine Warnung, dass der Beförderungsvertrag gekündigt werden würde, noch erfolgte im
Nachgang eine Bestätigung, dass die Buchung bei der Beklagten nun storniert sein würde.
Am 21. Januar 2022 erhielt der Kläger ohne weitere Begründung eine Erstattung seitens der
Beklagten in Höhe von 432,00 EUR.

Der Kläger nahm Kontakt mit der Beklagten über ihr Online-Service-Center auf und erhielt am
22. Januar 2022 eine entsprechende Eingangsbestätigung (vgl. Bl. 35 d.A.). Im Übrigen blieb
eine Reaktion aus. Mit anwaltlichem Schreiben vom 2. Februar 2022 erklärte der Kläger die
Anfechtung der Stornierung wegen Erklärungsirrtums und forderte die Beklagte auf, die
Buchung im System wiederherzustellen. Die Beklagte reagierte hierauf nicht. Im Web-Zugang
der Beklagten wurde die Buchung nicht mehr angezeigt. Mit weiterem anwaltlichem
Schreiben vom 18. März 2022 setzte der Kläger der Beklagten eine Frist zur
Wiederherstellung der Buchung bis zum 25. März 2022 und teilte mit, dass bei Fristablauf der
Rücktritt vom Beförderungsvertrag erklärt werden würde. Mit anwaltlichem Schreiben vom 28.
März 2022 erklärte der Kläger den Rücktritt vom Beförderungsvertrag und forderte die
Beklagte auf, die Flugscheinkosten zu erstatten. Dem kam die Beklagte nicht nach.

Am 31. März 2022 buchte der Kläger bei der Beklagten einen Ersatzflug unter der
Buchungsnummer YYYYYY zu einem Preis von 4.544,65 EUR. Die Kosten hierfür –
abzüglich der erhaltenen Erstattung in Höhe von 432,00 EUR – sind Gegenstand des
Klageantrags. Mit Schreiben vom 5. April 2022 machte der Kläger sie als Schadensersatz bei
der Beklagten geltend und setzte eine Zahlungsfrist bis zum 19. April 2022. Eine Reaktion
seitens der Beklagten blieb aus.

Der Kläger behauptet, aus Versehen auf die Option „Ich möchte eine Erstattung anfordern“
geklickt zu haben. Tatsächlich habe er die Änderung akzeptieren und die Buchung
aufrechterhalten wollen. Lediglich aufgrund eines Verklickens sei der Button „Erstattung
anfordern“ bestätigt worden. Er habe den bestehenden Beförderungsvertrag aufgrund der
geringfügigen Flugzeitenänderung nicht kündigen und somit eine Erklärung dieses Inhalts
nicht abgeben wollen. Der Kläger ist der Ansicht, er sei deshalb zur Anfechtung berechtigt,
welche auch ohne schuldhaftes Zögern erfolgt sei. Weiterhin ist er der Ansicht, die
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Vorschriften des § 312j BGB seien auf die Kündigung eines Luftbeförderungsvertrages
analog anzuwenden, da die Schutzrichtung des Gesetzes identisch sei.

Der Kläger beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 4.112,65 EUR zuzüglich Zinsen in Höhe von
5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 20.04.2022 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

              die Klage abzuweisen.

Die Beklagte behauptet, ein Verklicken sei ausgeschlossen, da die entsprechenden Buttons
beschriftet seien. Allenfalls liege ein Rechtsfolgenirrtum als unbeachtlicher Motivirrtum vor.
Sie ist zudem der Ansicht, eine analoge Anwendung des § 312j BGB komme nicht in
Betracht, da es an einer Regelungslücke, Planwidrigkeit und vergleichbarer Interessenlage
fehle.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die gewechselten
Schriftsätze nebst Anlagen sowie auf den Inhalt der Gerichtsakte ergänzend Bezug
genommen.

Entscheidungsgründe:

I. Dem Kläger steht der geltend gemachte Anspruch auf Schadensersatz in Höhe von
4.112,65 EUR aus §§ 631, 280 Abs. 1, 3, 281 Abs. 1 Alt. 1 BGB gegen die Beklagte
vollumfänglich zu.

1. Der Kläger als Partei des mit der Beklagten bestehenden Luftbeförderungsvertrags ist
hinsichtlich des in Rede stehenden Schadensersatzanspruchs aktivlegitimiert.

2. Die Beklagte hat ihre aus dem Vertrag resultierende Pflicht zur Beförderung des Klägers
und der Mitreisenden verletzt, da sie trotz des Anklickens des Buttons „Ich möchte eine
Erstattung anfordern“ durch den Kläger weiterhin zur Leistung verpflichtet war. Denn der
Luftbeförderungsvertrag ist durch das Anklicken nicht beendet worden, da die Beklagte ihren
analog § 312j Abs. 3 BGB bestehenden Pflichten nicht genügt hat.

a) Gemäß § 312j Abs. 3 BGB hat der Unternehmer die Bestellsituation bei einem Vertrag
nach § 312j Abs. 2 BGB so zu gestalten, dass der Verbraucher mit seiner Bestellung
ausdrücklich bestätigt, dass er sich zu einer Zahlung verpflichtet. Erfolgt die Bestellung über
eine Schaltfläche, ist die Pflicht des Unternehmers aus § 312j Abs. 3 S. 1 BGB nur erfüllt,
wenn diese Schaltfläche gut lesbar mit nichts anderem als den Wörtern „zahlungspflichtig
bestellen“ oder mit einer entsprechenden eindeutigen Formulierung beschriftet ist. Gemäß §
312j Abs. 4 BGB kommt ein Vertrag nach Absatz 2 nur zustande, wenn der Unternehmer
seine Pflicht aus § 312j Abs. 3 BGB erfüllt.

Eine Analogie ist nur zulässig, wenn das Gesetz eine planwidrige Regelungslücke enthält und
der zu beurteilende Sachverhalt in rechtlicher Hinsicht so weit mit dem Tatbestand
vergleichbar ist, den der Gesetzgeber geregelt hat, dass angenommen werden kann, der
Gesetzgeber wäre bei einer Interessenabwägung, bei der er sich von den gleichen
Grundsätzen hätte leiten lassen wie bei dem Erlass der herangezogenen Gesetzesvorschrift,
zu dem gleichen Abwägungsergebnis gekommen. Die Lücke muss sich also aus einem
unbeabsichtigten Abweichen des Gesetzgebers von seinem – dem konkreten
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Gesetzgebungsvorhaben zugrundeliegenden – Regelungsplan ergeben (stdg. Rspr., vgl.
BGH, Urt. v. 30.11.2022 – IV ZR 143/21 – BeckRS 2022, 36827 Rn. 13 m.w.N.).

b) Diese Voraussetzungen sind vorliegend gegeben. § 312j Abs. 3 BGB ist auf
standardisierte E-Mails, in denen der Unternehmer dem Verbraucher die Vertragsbeendigung
per Auswahl-Button ermöglicht, analog anwendbar.

(1)  Eine Regelungslücke ist gegeben. Denn das deutsche Recht kennt keine Regelung, die
Vorgaben zur Beschriftung von Schaltflächen bei der Vertragsbeendigung im elektronischen
Geschäftsverkehr zwischen Unternehmern und Verbrauchern zum Zwecke der Warnung vor
der etwaigen Nicht-Erstattung erfolgter Zahlungen enthält.

(a) Während der Gesetzgeber durch die Einführung des § 312j BGB (ursprünglich § 312g
BGB) bestimmte Voraussetzungen für das Zustandekommen (Hervorhebung durch das
Gericht) von Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr – vornehmlich die Pflicht des
Unternehmers, die Schaltfläche für die Bestellung mit dem eindeutigen Hinweis für den
Verbraucher auf die Zahlungspflicht zu versehen, sog. Buttonlösung (vgl. BT-Drs. 17/7745, S.
6 f.), – kodifiziert hat, fehlt es an solchen eindeutigen Bestimmungen für die
Vertragsbeendigung.

(b) Entsprechende Voraussetzungen folgen insbesondere nicht aus § 312d Abs. 1 S. BGB
i.V.m. Art. 246a § 1 Abs. 1 Nr. 14, Abs. 2 EGBGB. Diese sind ungeeignet, den Verbraucher
vor der Andienung der Vertragsbeendigung durch den Unternehmer zu schützen, weil sie
nicht unmittelbar vor Vertragsbeendigung mitgeteilt werden müssen (vgl. zum maßgeblichen
Zeitpunkt BeckOK BGB/Martens, 64. Edition, Stand 01.11.2022, § 312d BGB Rn. 3).

(c) Eine Regelungslücke ist auch nicht deswegen zu verneinen, weil auf die
Willenserklärungen bei der Vertragsbeendigung die allgemeinen Regeln über die Anfechtung
im Irrtumsfall nach § 119 BGB bzw. § 123 BGB Anwendung finden. Denn die Regelungen der
Anfechtung gewähren dem Verbraucher im elektronischen Geschäftsverkehr kein mit § 312j
Abs. 3 BGB vergleichbares Schutzniveau. Der Gesetzgeber hat sich bei der Einführung des
BGB dazu entschlossen, irrtumsbelastete Willenserklärungen nicht aus sich heraus als
nichtig anzusehen, sondern die nachträgliche Anfechtung mit der Folge des § 142 Abs. 1
BGB zuzulassen (vgl. MüKo BGB/Armbrüster, 9. Auflage 2021, § 119 BGB Rn. 1). Es handelt
sich also bei der Irrtumsfreiheit nicht um eine Wirksamkeitsvoraussetzung der
Willenserklärung. Damit geht einher, dass derjenige, der eine Willenserklärung anfechten
möchte, die Darlegungs- und Beweislast bezüglich der Tatsachen, die den Irrtum begründen,
trägt (vgl. MüKo BGB/Armbrüster, a.a.O., § 119 BGB Rn. 153). Die analoge Anwendung des
§ 312j Abs. 3 BGB auf den Fall der Vertragsbeendigung führt hingegen dazu, dass die
ordnungsgemäße Information des Verbrauchers über etwaige nicht erstattungsfähige
Zahlungen eine Wirksamkeitsvoraussetzung der vertragsbeendenden Willenserklärung
darstellt. Denn in direkter Anwendung stellt § 312j Abs. 3 BGB eine
Wirksamkeitsvoraussetzung des Vertragsschlusses dar, vergleichbar mit der Wirkung einer
Formvorschrift (vgl. BT Drs. 17/7745, S. 12; BeckOGK/Busch, Stand: 01.06.2021, § 312j BGB
Rn. 47.1 m.w.N.). Dies muss dann spiegelbildlich auch für die Vertragsbeendigung gelten.
Für die Erfüllung der Pflichten aus § 312j Abs. 3 BGB trägt hingegen der Unternehmer die
Darlegungs- und Beweislast (vgl. BT-Drs. 17/7745, S. 12). Darüber hinaus sehen die
Anfechtungsregeln auch keine bestimmten Informationspflichten vor, die geeignet sind, den
typischen Gefahren des elektronischen Geschäftsverkehrs zu begegnen.
Informationspflichten im Rahmen des § 123 BGB können sich stets nur aus den Umständen
des Einzelfalles ergeben (vgl. MüKo BGB/Armbrüster, a.a.O., § 123 BGB Rn. 32 ff.).
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(d) Ferner wird die Regelungslücke auch nicht durch die Einführung des § 312k BGB
geschlossen. § 312k BGB statuiert bestimmte Pflichten für den Unternehmer bei der
Kündigung von Verbraucherverträgen im elektronischen Geschäftsverkehr. Unter anderem ist
es gemäß § 312k Abs. 2 S. 2 BGB erforderlich, dass auf einer Webseite eine
Kündigungsschaltfläche gut lesbar mit den Worten „Verträge hier kündigen“ oder mit einer
entsprechend eindeutigen Erklärung beschriftet ist. Das Klicken auf die Schaltfläche muss
den Verbraucher sodann gemäß § 312k Abs. 2 S. 3 BGB auf eine Bestätigungsseite führen,
auf welcher er bestimmte Angaben zur Bezeichnung des Vertrags, zur Art der Kündigung etc.
machen kann. Diese Pflichten verfolgen aber nicht denselben Zweck wie § 312j Abs. 3 BGB
(in analoger Anwendung). Denn § 312k BGB zielt darauf ab, dem Verbraucher die
Vertragsbeendigung besonders leicht zu machen, was insbesondere darin zum Ausdruck
kommt, dass der Verbraucher als Rechtsfolge der Missachtung der aufgeführten Pflichten
gemäß § 312k Abs. 6 S. 1 BGB eine weitere Kündigungsmöglichkeit erhält. Abgesehen
davon ist die Regelung gemäß § 312k Abs. 1 S. 1 BGB lediglich auf Dauerschuldverhältnisse
anwendbar.

(2) Die aufgezeigte Regelungslücke ist auch planwidrig. Denn der Gesetzgeber hat
unbewusst die Informationspflichten bezüglich etwaiger nicht erstattungsfähiger Zahlungen
bei der Vertragsbeendigung im elektronischen Geschäftsverkehr mit Verbrauchern nicht
geregelt.

Dem steht nicht entgegen, dass ausweislich der Gesetzesbegründung § 312j Abs. 2 BGB auf
einseitige Willenserklärungen des Verbrauchers keine Anwendung finden soll. Denn hierbei
hat der Gesetzgeber andere Konstellationen vor Augen gehabt, bspw. Weisungen im
Rahmen laufender Vertragsbeziehungen wie die Erteilung von Aufträgen im Online-Banking
(vgl. BT-Drs. 17/7745, S. 10). Hintergrund dieser Ausnahme war ausweislich der
Gesetzgebungsmaterialien, dass solche Erklärungen keine Zahlungsverpflichtungen
auslösen (vgl. Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses, BT-Drs. 17/8805,
S. 6). Diese Überlegung lässt sich auf den in Rede stehenden Fall nicht erstattungsfähiger
Zahlungen – im vorliegenden Fall Ticketpreise – nach Vertragsbeendigung aber nicht
übertragen. Zwar begründet die Vertragsbeendigung keine Zahlungspflicht, de facto belastet
aber eine nicht erstattungsfähige Vorleistung den Verbraucher im gleichen Maße. Denn durch
die Beendigung wird dem Verbraucher der Anspruch auf die Gegenleistung genommen, ohne
dass er über einen entsprechenden Anspruch auf Rückgewähr der von ihm erbrachten (Vor-
)Leistung verfügt.

Die Intention des § 312j BGB sowie die Zielsetzung des § 312k BGB sprechen dafür, dass
der Gesetzgeber übersehen hat, eine Regelung zu Informationspflichten bezüglich nicht
erstattungsfähiger Vorleistungen bei der Vertragsbeendigung zu schaffen. Denn der
Gesetzgeber hat ersichtlich die Gefahren des Vertragsschlusses im elektronischen
Geschäftsverkehr gesehen, die darin liegen, dass der Verbraucher vorschnell
Kostenverpflichtungen eingeht. Mit § 312j Abs. 3 BGB verfolgt der Gesetzgeber das Ziel, den
Verbraucher vor Irreführung und Übereilung aufgrund der besonderen Situation im Internet
bzw. bei der Nutzung sonstiger elektronischer Medien beim Vertragsschluss zu schützen (vgl.
BT-Drs. 17/7745, S. 7). Indes befürchtet der Gesetzgeber bei der Vertragsbeendigung, dass
diese seitens des Unternehmers über Gebühr erschwert wird. § 312k BGB, der als
Gegenstück des Bestellbuttons nach § 312j Abs. 3 BGB verstanden wird (vgl. MüKo BGB/
Wendehorst, 9. Auflage 2022, § 312k BGB Rn. 1), basiert auf dem Befund, dass die
Kündigung eines im elektronischen Geschäftsverkehr abgeschlossenen Vertrages direkt über
eine Website für den Verbraucher oftmals nicht möglich oder durch die Website-Gestaltung
erschwert wird. Entsprechend sollen Kündigungen im elektronischen Geschäftsverkehr für
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Verbraucher erleichtert werden (vgl. BT-Drs. 19/30840, S. 15). Zwar hat der Gesetzgeber
offenbar gesehen, dass die Kündigung anderer Schuldverhältnisse als
Dauerschuldverhältnisse in bestimmten Fällen für den Verbraucher mit unerwarteten
Rechtsfolgen verbunden sein kann, bspw. mit der – im Ausgangspunkt – fortbestehenden
Vergütungspflicht des Bestellers im Fall des werkvertraglichen Kündigungsrechts nach § 648
BGB (vgl. BT-Drs. 19/30840, S. 16). Aber zum einen spricht schon die dort gewählte
Formulierung dafür, dass der Gesetzgeber ein – positives – Bedürfnis zum Schutz der
Verbraucher vor Kostenfallen durch Dauerschuldverhältnisse hatte, nicht aber gleichzeitig ein
– negatives – Bedürfnis zur Nicht-Regelung von Kostenfallen bei Nicht-
Dauerschuldverhältnissen. Zum anderen handelt es sich in dem in BT-Drs. 19/30840, S. 16
genannten Beispiel um eine etwaig unerwartete Rechtsfolge, die sich aus dem Gesetz ergibt,
nicht aber um eine unerwartete Rechtsfolge, die sich aus intransparenter Gestaltung durch
den Unternehmer ergibt.

Schließlich ist eine analoge Anwendung von § 312j Abs. 3 BGB auch nicht wegen § 312 Abs.
5 S. 1 BGB ausgeschlossen. Hiernach sind die Absätze 2 bis 4 nicht anzuwenden, wenn der
Vertrag ausschließlich durch individuelle Kommunikation geschlossen wird. Zwar führt die
Gesetzesbegründung aus, dies beziehe sich insbesondere auf E-Mails (vgl. BT-Drs. 17/7745,
S. 7, S. 12). Kommunikation mittels – wie im vorliegenden Fall – standardisierter E-Mails ist
hiervon jedoch nicht betroffen (vgl. zur überholten Vorstellung des Richtliniengebers der E-
Commerce-Richtlinie im Jahr 2000 bzgl. des Gegenstands von E-Mails BeckOGK/Busch,
a.a.O., § 312i BGB Rn. 50.1). E-Mail-Verkehr setzt gerade nicht notwendig eine individuelle
Kommunikation im Sinne eines auf die konkrete Person des Verbrauchers abgestimmten
Inhalts voraus, sondern ermöglicht auch die Versendung von standardisierten Inhalten. Der
Gesetzgeber hatte hinsichtlich des § 312j Abs. 3 BGB gerade die Gefahr durch flexible
Gestaltungsmöglichkeiten auf Online-Plattformen und die dadurch unklare Bestellsituation
gesehen (vgl. BT-Drs. 17/7745, S. 7). Entscheidend für das Erfordernis einer Regelung der
jeweiligen Kommunikationsform ist aber, ob die typische Gefährdungslage besteht, ob also
der Kunde ähnlich frei ist wie bei der Beantwortung eines Angebots durch einen Brief (zu §
312i BGB BeckOGK/Busch, a.a.O., § 312i BGB Rn. 51). Mit Blick auf die
Gesetzgebungsmaterialien kann jedoch nicht davon ausgegangen werden, dass sich der
Gesetzgeber bewusst gewesen ist, dass diese Gefährdungslage auch bei standardisierten E-
Mails gegeben sein kann. Bei solchen E-Mails – wie im vorliegenden Fall – bestehen für den
Verbraucher jedoch identische Gefahren wie bei der Nutzung einer Bestell-Website, denn der
Unternehmer kann sich der gleichen Gestaltungsmöglichkeiten, etwa hinsichtlich in der E-
Mail platzierter Schaltflächen, bedienen.

(3) Die analoge Anwendung des § 312j Abs. 3 BGB auf den Fall, in dem die Möglichkeit der
Vertragsbeendigung durch standardisierte E-Mails an den Verbraucher herangetragen wird,
ist auch geboten, da eine vergleichbare Interessenlage besteht. Hätte der Gesetzgeber das
bestehende Schutzbedürfnis erkannt, hätte er die Regelung des § 312j Abs. 3 BGB auf die
Vertragsbeendigung ausgeweitet.

Schon systematisch liegt eine Gleichbehandlung des Vertragsschlusses und der
Vertragsbeendigung nahe. Denn die Vertragsbeendigung steht dem Vertragsabschluss vom
rechtlichen Gewicht her gleich, stellt doch die Kündigung den einseitigen actus contrarius zur
konsensualen Begründung der Vertragsbeziehung dar.

Die Gefahren des Vertragsabschlusses über eine Online-Schaltfläche sind ferner
vergleichbar mit denen, die für den Verbraucher bei der Vertragsbeendigung über eine in
einer standardisierten E-Mail enthaltenen Schaltfläche bestehen. Sowohl für den
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Vertragsabschluss als auch für die Vertragsbeendigung ist es zum Schutz des Verbrauchers
unerlässlich, bestimmte Informationspflichten sowie einfach verständliche, auf finanzielle
Folgen hinweisende Schaltflächen vorzugeben. Denn der Gedanke des § 312j Abs. 3 BGB,
die Kostentransparenz im Internet zu verbessern und es zu erschweren, Kunden durch die
Verschleierung der Entgeltpflichtigkeit eines Angebots sowie durch unklare Preisangaben in
Kostenfallen zu locken (vgl. BT-Drs. 17/7745, S. 7), lässt sich auf die Konstellation der
Vertragsbeendigung, die mit nicht erstattungsfähigen Vorleistungen des Verbrauchers
verbunden ist, übertragen. Denn in beiden Fällen kann es das Ziel des Unternehmers sein,
durch intransparente Gestaltung bestimmte Kosten auf den Verbraucher abzuwälzen.

Findet diese Intention des Unternehmers ihren Niederschlag in einer unübersichtlichen
elektronischen Darstellung der Vertragsbeendigungsmöglichkeit, ist der Verbraucher, um
seine Entscheidung freiverantwortlich treffen zu können, darauf angewiesen, dass die
Konsequenzen des Anklickens bestimmter Schaltflächen, insbesondere die mit dem Klick
verbundenen finanziellen Konsequenzen, aufgeführt werden. Dies gilt insbesondere dann,
wenn der Verbraucher – wie im vorliegenden Fall – durch das Setzen von Fristen einseitig
unter zeitlichen Druck gesetzt wird. Erfolgt dies nicht, besteht ein Täuschungs- und
Überrumpelungsrisiko, dem § 312j Abs. 3 BGB gerade entgegenwirken möchte (vgl. BT-Drs.
17/7745, S. 7).

Zudem spricht auch die Zielsetzung des Unionsrechts für eine Ausweitung des
Anwendungsbereichs des § 312j Abs. 3 BGB. Hierfür spricht schon der Umstand, dass der
dritte Erwägungsgrund der Verbraucherrechte-Richtlinie (RL 2011/83/EU vom 25.10.2011),
welche seinerzeit während des nationalen Gesetzgebungsverfahrens noch im Entstehen
befindlich war, aber bereits in Bezug genommen wurde (vgl. BT-Drs. 17/7745, S. 9), auf das
Ziel der Gewährleistung eines hohen Verbraucherschutz-Niveaus hinweist. Speziell im
Hinblick auf – vorliegend streitgegenständliche – Luftbeförderungsverträge gilt zudem, dass
das nach Erwägungsgrund 1 der VO (EG) Nr. 261/2004 angestrebte hohe Schutzniveau
sowie das Ziel, den Erfordernissen des Verbraucherschutzes im Allgemeinen in vollem
Umfang Rechnung zu tragen, nur dann gewährleistet sind, wenn eine Stornierung nur infolge
einer wirksamen, nicht von Willensmängel behafteten Erklärung erfolgt (so auch AG Erding,
Urt. v. 27.10.2022 – 104 C 682/22, S. 6).

Die Vergleichbarkeit ist auch nicht aus dem Grund ausgeschlossen, dass der Verbraucher,
der einen Vertrag beendet – anders als jener, der einen Vertrag abzuschließen beabsichtigt
–, bei Vertragsabschluss unter Umständen bereits Vertragsinformationen erhalten hat, die
ihm eine Prüfung ermöglichen, ob er kostenfrei stornieren kann oder nicht. Vielmehr kann
dem Verbraucher erst recht dann, wenn sein Vertragspartner ihm einseitig eine Änderung des
bereits geschlossenen Vertrags aufdrängt, und ihn hierbei ggf. noch unter zeitlichen Druck
setzt, nicht zugemutet werden, selbst eine unter Umständen aufwändige Prüfung
vorzunehmen, welche finanziellen Folgen potenziell auf ihn zukommen. Dem Unternehmer,
der einseitig den bereits geschlossenen Vertrag ändern will, ist hingegen jedenfalls die
Gewährleistung eines Mindestmaßes an Transparenz zuzumuten. Dies zeigt der vorliegende
Fall, in dem in der streitgegenständlichen E-Mail von einem „Recht auf eine Erstattung des
Ticketpreises“ die Rede ist und erst durch eine Prüfung der Reiseunterlagen auffallen konnte,
dass hiermit keine vollständige, sondern lediglich eine sehr geringe Erstattung gemeint
gewesen ist, in besonders eindrücklicher Weise. Selbst wenn der Verbraucher aber seine
Reiseunterlagen prüft, kann gleichwohl durch den Text der E-Mail der – unter Umständen
fatale – Eindruck entstehen, dieser modifiziere die Vertragsbedingungen zu Gunsten des
Verbrauchers.
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Schließlich ist auch der bereits genannte Schutzgedanke des § 312j Abs. 3 BGB, der Schutz
des Verbrauchers vor Übereilung durch die Möglichkeit, sich die finanziellen Konsequenzen
des Anklickens bewusst zu machen (vgl. BT Drs. 17/7745, S. 7), übertragbar. Denn der
Verbraucher, der durch eine E-Mail seines Vertragspartners zu einer Reaktion innerhalb einer
bestimmten Frist aufgefordert wird, befindet sich unter einem größeren zeitlichen Druck als
derjenige, der im Internet freiwillig eine Webseite besucht und sich in Ruhe überlegen kann,
ob er dort etwas bestellt oder nicht.

c) Auch die weiteren Voraussetzungen des § 312j Abs. 3 BGB sind gegeben.

Der erforderliche Verbrauchervertrag i.S.d. § 310 Abs. 3 BGB (vgl. BeckOGK/Busch, a.a.O.,
§ 312j BGB Rn. 15) zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher liegt vor. Denn der
Kläger nahm die Buchung als Verbraucher nach § 13 BGB vor, es handelte sich unstreitig um
eine Familienreise. Die beklagte Aktiengesellschaft ist Unternehmerin nach § 14 BGB, sie
bietet gewerblich Flugreisen an. Auch handelt es sich bei dem Beförderungsvertrag um einen
Vertrag im elektronischen Geschäftsverkehr nach § 312i Abs. 1, 1 Hs. BGB, wonach sich ein
Unternehmer zum Zwecke des Abschlusses eines Vertrags über die Lieferung von Waren
oder über die Erbringung von Dienstleistungen der Telemedien bedient. Hierunter fällt auch
der Werkvertrag (BeckOK BGB/Maume, a.a.O., § 312i BGB Rn. 9). Der E-Mail-Verkehr fällt
unter die insoweit maßgebliche Bestimmung (vgl. BT-Drs. 17/7745, S. 10) des § 1 TMG (vgl.
zur Altfassung BT-Drs. 16/3078, S. 13).

Die in der E-Mail enthaltene Schaltfläche, die der Kläger ausgewählt hat, entsprach nicht den
Anforderungen des § 312j Abs. 3 BGB. § 312j Abs. 3 S. 2 BGB verlangt für die Wirksamkeit
des Vertragsschlusses, dass der Unternehmer die Schaltfläche, über die eine Bestellung
abgegeben werden kann, mit den gut lesbaren Worten „zahlungspflichtig bestellen“ oder
einer ähnlichen Formulierung versieht. Übertragen auf die Vertragsbeendigung hätte die
Schaltfläche jedenfalls eine deutliche Information darüber enthalten müssen, dass mit dem
Klick die Erstattung des Flugpreises – abgesehen von Steuern und Gebühren – entfällt bzw.
dass ausschließlich Steuern und Gebühren erstattet werden. Insbesondere ist spiegelbildlich
zur Formulierung „zahlungspflichtig bestellen“ zu verlangen, dass der Verbraucher die
Rechtsverbindlichkeit des Anklickens erkennen kann. Diesen Anforderungen entsprach der
Button in der streitgegenständlichen E-Mail nicht im Ansatz. Vielmehr stellt sich die
Formulierung „Ich möchte eine Erstattung anfordern“, auch in Kombination mit dem
Begleittext, in dem von einem „Recht auf eine Erstattung des Ticketpreises“ die Rede ist, als
geradezu irreführend dar. Denn dem Verbraucher wird suggeriert, er erhalte den
vollständigen Ticketpreis zurück. Dass er lediglich Steuern und Gebühren erhält – im
vorliegenden Fall nur etwa 10 Prozent des Gesamtpreises –, kann den gegebenen
Informationen nicht im Ansatz entnommen werden. Hinzu kommt, dass die zugrundeliegende
Vertragsänderung – nämlich die Änderung der Flugzeiten – aus der Sphäre der Beklagten
und gerade nicht aus derjenigen des Klägers stammt. Ferner lässt der auf dem Button
enthaltene Text keinen Schluss darauf zu, dass durch den Klick unmittelbar der Vertrag
beendet wird. Vielmehr suggeriert die Formulierung, wonach der Verbraucher eine Erstattung
anfordern (Hervorhebung durch das Gericht) möchte, dass zunächst weitere Informationen
abgefragt werden. Jedenfalls aber konnte damit gerechnet werden, dass noch eine
Sicherheitsabfrage erfolgt, ob tatsächlich eine Stornierung erfolgen soll oder nicht. Dass der
Klick hingegen zur Abgabe einer rechtsverbindlichen Entscheidung führt, lässt sich der
streitgegenständlichen E-Mail gerade nicht entnehmen, erst recht nicht ohne eine damit
verbundene vollständige Erstattung des Flugpreises. Vielmehr spricht der enthaltene Begriff „
möchte“ für ein Begehr, einen Prozess in Ganz zu setzen, der letztendlich zu einer Flugpreis-
Erstattung führen kann, nicht aber für die unmittelbare Abgabe einer rechtsverbindlichen
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Erklärung.

Hierbei kann offen bleiben, ob Mängel in der Beschriftung des Buttons durch eine
ordnungsgemäße Information an anderer Stelle ausgeglichen werden können. Denn
Informationen, die spiegelbildlich den Pflichten des § 312j Abs. 2 BGB entsprechen, sind
gerade nicht erteilt worden. Vielmehr stellt sich der Begleittext, in dem vom „Recht auf eine
Erstattung des Ticketpreises“ die Rede ist, wie dargestellt als irreführend dar. Denn eine
Information darüber, dass ein Anteil des Ticketpreises nicht erstattet wird und wie groß dieser
Anteil ist, fehlt vollständig.

Die Pflicht aus dem Beförderungsvertrag ist ungeachtet dessen verletzt, dass die
Beförderungsleistung noch nicht fällig war. Denn dieser bedarf es nicht, wenn der Schuldner
die Leistung vor Fälligkeit ernsthaft und endgültig verweigert (vgl. Schulze BGB/Schulze, 11.
Auflage 2021, § 281 Rn. 5; AG Köln, Urt. v. 15.03.2022 – 120 C 71/21 – juris, Rn. 15). Die
Löschung der Buchung stellt eine antizipierte Beförderungsverweigerung dar (vgl. AG
Frankfurt, Urt. v. 05.10.2022 – 30 C 635/22, S. 4). Im vorliegenden Fall hatte die Beklagte die
stornierte Buchung zudem gerade nicht wiederhergestellt.

3. Die Beklagte hat die Pflichtverletzung zu vertreten, was bereits daraus folgt, dass sie keine
die gesetzliche Regelvermutung des § 280 Abs. 1 S. 2 BGB widerlegenden Umstände
vorgetragen hat. Auch das Fristsetzungserfordernis nach § 281 Abs. 1 S. 1 BGB ist erfüllt.
Denn der Kläger hat der Beklagten mit Schreiben vom 18.03.2022 eine Frist zur
Wiederherstellung der Buchung bis zum 25.03.2022 gesetzt, auf die die Beklagte nicht
reagiert hat. Der sodann erklärte Rücktritt steht dem Anspruch gemäß § 325 BGB nicht
entgegen.

4. Infolge der Pflichtverletzung ist dem Kläger ein ersatzfähiger Schaden in tenorierter Höhe
entstanden. Die bereits entrichtete Vergütung in Höhe von 4006,70 EUR abzüglich der
erstatteten Steuern und Gebühren in Höhe von 432,00 EUR, d.h. 3.574,70 EUR, sind dem
Kläger nach § 251 Abs. 1 BGB als Mindestschaden zu ersetzen (vgl. MüKo BGB/Emmerich,
9. Auflage 2022, vor § 281 BGB Rn. 22; AG Erding, Urt. v. 27. Oktober 2022 – 104 C 682/22,
S. 11). Die zwischen den Parteien geltende Vereinbarung, wonach der vom Kläger gebuchte
Tarif keine Erstattung vorsieht, greift nicht ein, da eine wirksame Stornierung durch den
Fluggast nicht vorliegt (vgl. dazu AG Köln, Urt. v. 15. März 2022 – 120 C 71/21 – juris, Rn.
16). Die verbleibenden Mehrkosten für die Neubuchung in Höhe von 537,95 EUR sind
ebenfalls nach § 251 Abs. 1 BGB zu ersetzen. Denn es handelt sich um die Differenz
zwischen dem vertraglichen Preis und dem Preis, den der Kläger auf dem Markt nach der
Nichtleistung für einen Deckungskauf zahlen musste, (MüKo BGB/Emmerich, a.a.O., vor §
281 BGB Rn. 45).

II. Der Zinsanspruch beruht auf §§ 280 Abs. 1, 2, 286 Abs. 1, 288 Abs. 1 BGB. Denn die
Beklagte hat auf die mit Schreiben vom 05.04.2022 gesetzte und am 19.04.2022 abgelaufene
Zahlungsfrist nicht reagiert.

III. Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 91 Abs. 1 S. 1, 709 S. 1, 2 ZPO.

Der Streitwert wird auf 4.112,65 EUR festgesetzt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

A) Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Berufung für jeden zulässig, der durch dieses
Urteil in seinen Rechten benachteiligt ist,
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1. wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 EUR übersteigt oder

2. wenn die Berufung in dem Urteil durch das Amtsgericht zugelassen worden ist.

Die Berufung muss innerhalb einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung dieses
Urteils bei dem Landgericht Köln, Luxemburger Str. 101, 50939 Köln, eingegangen sein. Die
Berufungsschrift muss die Bezeichnung des Urteils, gegen das die Berufung gerichtet wird,
sowie die Erklärung, dass gegen dieses Urteil Berufung eingelegt werde, enthalten.

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt, binnen zwei Monaten
nach Zustellung dieses Urteils gegenüber dem Landgericht Köln zu begründen.

Die Parteien müssen sich vor dem Landgericht Köln durch einen Rechtsanwalt vertreten
lassen, insbesondere müssen die Berufungs- und die Berufungsbegründungsschrift von
einem solchen unterzeichnet sein.

Mit der Berufungsschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des angefochtenen
Urteils vorgelegt werden.

B) Gegen die Streitwertfestsetzung ist die Beschwerde an das Amtsgericht Köln statthaft,
wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 EUR übersteigt oder das Amtsgericht
die Beschwerde zugelassen hat. Die Beschwerde ist spätestens innerhalb von sechs
Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das
Verfahren sich anderweitig erledigt hat, bei dem Amtsgericht Köln, Luxemburger Str. 101,
50939 Köln, schriftlich in deutscher Sprache oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
Geschäftsstelle einzulegen. Die Beschwerde kann auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle
eines jeden Amtsgerichtes abgegeben werden.

Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann
die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des
Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden.
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